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Landesbanken I

„Mia san mia“

„Wir sind die beste Landesbank!“ So freute 

sich Interimschef Edgar Zoller über das neue 

Rekordergebnis der Bayern-LB. Und auch wenn 

die Bank 2018 sehr gut von Auflösungen bei 

der Risikovorsorge gelebt hat, so ist der Stolz 

berechtigt. Das Team um den mittlerweile aus-

geschiedenen früheren Vorstandschef Johan-

nes-Jörg Riegler, dessen Vertrag nicht verlän-

gert wurde, hat bei der Neuausrichtung der 

Bank sehr viel richtig gemacht. Die Berliner 

 Privatkunden-Tochter ist und bleibt eine Er-

tragsperle, das Firmenkundengeschäft ist breit 

diversifiziert, die Kreditportfolioqualität ist 

enorm (die NPL-Quote beträgt rekordverdäch-

tige 0,8 Prozent), das Immobiliengeschäft lie-

fert stabile Erträge und die Zurückhaltung bei 

den Kapitalmarktaktivitäten tut dem Institut 

gut. „Wir sind einfach eine Kundenbank“, 

fasste Zoller das alles zusammen.

Mit solchen Erfolgen im Rücken ist es natürlich 

leichter, sich nicht sofort mit den Plänen von 

DSGV-Präsident Helmut Schleweis in Sachen 

 einer einzigen Sparkassen-Zentralbank anzu-

freunden. Zwar räumte Zoller ein, dass jede Dis- 

kussion um eine Konsolidierung im öffentlich-

recht lichen Bankensektor Sinn mache und er 

lehnte die Idee auch gar nicht ab, wie sein Kol-

lege von der Stuttgarter Landesbank. Er stellte 

aber klar, dass der Freistaat Bayern ein guter 

Eigentümer sei (Schleweis will die Zen tralbank 

ausschließlich in der Hand der Sparkassen wis-

sen) und „wir hier in Bayern ausschließlich an 

der Fortentwicklung der Bayern-LB arbeiten“. 

So hat gerade ein umfassender Überprüfungs-

prozess begonnen, ob die Bayern-LB für künf-

tige Herausforderungen gut genug aufgestellt 

ist. Zu möglichen Veränderungen wollte Zoller 

sich nicht äußern, sagte lediglich: „Sollte her-

auskommen, dass wir nichts verändern müs-

sen, hätten wir in der Tat alles richtig gemacht. 

Das ist aber eher unwahrscheinlich.“ 

Mit 317 Millionen Euro steuerte die DKB auch 

2018 wieder den Großteil zum Rekordergebnis 

von 869 Millionen Euro vor Steuern bei. Die 

beiden anderen Sparten profitierten dagegen 

sehr stark von Sonder- und Einmaleffekten. 

Rund 100 Millionen spülte eine erfolgreiche 

Restrukturierung eines Immobiliengeschäfts in 

die Bücher des Segments  „Immobilien & Spar-

kassen/Verbund“, was zu einem deutlichen An-

stieg des Vorsteuerergebnisses um 81 Millionen 

Euro auf 284 Millionen Euro führte. Sonst hätte 

hier ebenso ein Minus gegenüber dem Vorjahr 

gestanden, wie im Segment „Corporates und 

Mittelstand“, das von erheblichen Zuschreibun-

gen bei alten Kreditengagements lebte.

Wie gut die Bayern in den vergangenen Jahren 

konzernweit gearbeitet haben, zeigen die Sum-

me aus Zins- und Provisionsüberschuss, die erst-

mals die 2-Milliarden-Schwelle übertraf, die 

aufsummierten Ergebnisse der vergangenen 

drei Jahre, die ebenfalls mehr als 2 Milliarden 

Euro betragen, eine sehr auskömmliche und vor 

allem selbst verdiente Kernkapitalquote von 

15,2 Prozent, allein zwischen 2016 und 2018 

stieg das harte Kernkapital von 8,6 Milliarden 

Euro auf 10,0 Milliarden Euro, und eine Cost In-

come Ratio von 61,9 Prozent. Aber bei aller 

bayerischen „Mia san mia“-Mentalität wissen 

sowohl Zoller als auch Finanzvorstand Markus 

Wiegelmann um die Besonderheiten des ausge-

zeichneten vergangenen Geschäftsjahres und 

dass ein „normales“ Ergebnis irgendwo zwi-

schen 400 und 600 Millionen Euro liegen dürf-

te. Das unisono ausgesprochenen „Wir heben 

nicht ab“ klingt da wohltuend bodenständig.

Landesbanken II

Helaba: lebhaft und offen

Mit einer „betriebswirtschaftlichen“, einer 

„strategischen“ und einer „regulatorischen Lo-

gik“ begründet der Vorstandsvorsitzende der 

Helaba sein Interesse an einem Zusammen-

schluss mit der Nord-LB im vergangenen Jahr, 

aus dem nichts geworden ist, da sich die Nie-

dersachsen nicht auf das hessische Verbund-

modell mit einer engen Verknüpfung von 

Sparkassen und Landesbank einlassen und 

nicht in den gemeinsamen Sicherungstopf ein-

zahlen wollten. An der Logik hat sich aber 

nichts geändert. Ein größeres Haus hätte es 

leichter, die Bankstrukturkosten zu senken und 

die regulatorischen Anforderungen zu erfüllen 

und könnte bessere Dienstleistungen für eine 

größere Zahl von Sparkassen erbringen. Ent-

sprechen offen steht Herbert Hans Grüntker 

den von DSGV-Präsident Helmut Schleweis an-

gestoßenen Diskussion um eine Neuordnung 

des Landesbankensektors gegenüber, in dem 

sein Haus eine zentrale Rolle spielen könnte.
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Allerdings müsste für einen Erfolg der Konsoli-

dierung zunächst einmal das Geschäftsmodell 

des neuen zentralen Hauses geklärt werden, 

um anschließend konkret über die Trägerstruk-

tur sprechen zu können. Nach den Vorstellun-

gen Schleweis’ müssen die Sparkassen alleini-

ger Eigentümer der „Sparkassen-Zentralbank“ 

sein, die sich ausschließlich auf Dienstleistun-

gen für die öffentlich-rechtlichen Institute 

konzentrieren soll. Eine Anbindung der Ver-

bundinstitute ähnlich der DZ-Bank-Gruppe 

sieht der DSGV-Präsident nicht. Grüntker for-

dert eine „Charmeoffensive“, bei der die bei-

den in Hand der Sparkassen befindlichen In-

stitute Deka und Berlin Hyp den Anfang 

 machen. Bereits seit Längerem wird über  einen 

Zusammenschluss von Helaba, Deka und Berlin 

Hyp spekuliert. Der ein oder andere Sparkas-

sen-Vorstand würde das begrüßen, passen 

doch Geschäftsmodelle der drei Häuser sehr 

gut zusammen. 

Während die beiden süddeutschen Landesban-

ken sich also vornehmlich auf sich selbst kon-

zentrieren wollen, blickt man in Frankfurt bei 

Fragen nach der Zukunft über den eigenen Tel-

lerrand hinaus. Doch auch der Blick nach innen 

ist geschärft. Die vor einem Jahr angestoßene 

dreigliedrige Agenda zeigt Wirkung: Der Er-

gebnisrückgang der vergangenen Jahre konnte 

2018 gestoppt werden. Unter dem Strich wur-

de mit 278 Millionen Euro ein um 22 Millionen 

Euro höheres Konzernergebnis als im Vorjahr 

ausgewiesen. Hierbei half die geringere Steuer-

belastung, denn vor Steuern lag man mit 443 

Millionen Euro knapp unter Vorjahresniveau. 

Gegen den allgemeinen Trend stieg bei der He-

laba der Zinsüberschuss leicht an, während der 

Provisionsüberschuss leicht zurückging. Letzte-

res ist auf den Verkauf der LB Swiss Investment 

AG zurückzuführen. Deutliche Bremsspuren 

verzeichnete das Kapitalmarktgeschäft der He-

laba (32 Millionen Euro nach 268 Millionen 

Euro). Finanzvorstand Detlef Hosemann sprach 

von einem „unbefriedigend niedrigem Wert“ 

und führte drei Gründe an: deutliche Bewer-

tungsverluste insbesondere bei Bankanleihen, 

Bewertungsabschläge auf Derivate und die 

 bewusste Eliminierung konzerninterner Ge-

schäfte. Doch zum Glück gibt es ja noch die 

 Immobiliensparte, die einmal mehr Haupt-

ergebnisträger war. Unter anderem spülte die 

erfolgreiche Bewirtschaftung der Immobilien-

bestände durch die Tochter GWH 198 Millionen 

Euro in die Kassen des Konzerns.

Bei aller Zufriedenheit mit dem Erreichten ist 

der Blick nach vorne etwas sorgenvoller: „Wir 

gehen davon aus, dass die neue Realität des 

Bankgeschäfts aus Null- und Niedrigzinspolitik 

der EZB, aus Regulierung von Geschäftsmodel-

len und fortschreitender Digitalisierung wei-

terhin Normalität bleibt“, so Grüntker. Ent-

sprechend bleibt der Wettbewerb hoch, sinken 

die Zinseinahmen kontinuierlich weiter und 

steigen Investitionen und Kosten. Die Helaba 

wird darauf mit einem Wachstums- und Effizi-

enzprogramm reagieren, was nichts anderes 

heißt, als dass kräftig gespart wird, um die ent-

standenen finanziellen Freiräume zu nutzen 

und in die ausgemachten Wachstumsfelder zu 

investieren. So will man sich fit für die Zukunft 

und attraktiv für eventuelle Avancen machen. 

Kreditgenossenschaften

Für Überraschungen gut

An gute Zahlen aus dem genossenschaftlichen 

Finanzverbund hat man sich in den vergange-

nen Jahren schon gewöhnen dürfen – sowohl 

was die Ertragslage als auch was die Marktan-

teile betrifft. Wenn es dann bei der Vorlage 

des konsolidierten Zahlenwerks der Gruppe 

trotzdem noch zu einem gewissen „Aha-Ef-

fekt“ kommt, muss schon etwas Außerge-

wöhnliches passiert sein. Und in der Tat: Ein 

Rückgang des Zinsaufwands um mehr als 20 

Prozent ist selbst im säulenübergreifenden 

Branchenvergleich mehr als ungewöhnlich und 

in Zeiten wie diesen ausgezeichnet. „Es ist ge-

lungen, gerade Firmenkunden mit hohen Li-

quiditätsbeständen von der Vorteilhaftigkeit 

einer längerfristigen Anlage zu überzeugen“, 

so BVR-Vorstandsmitglied Andreas Martin, der 

die Union Investment, die die Kunden mit klu-

gen Angeboten locke, explizit lobte. 

Denn die hohen Einlagenbestände machen 

nicht nur den Kreditgenossenschaften Sorgen, 

müssen diese doch für teuer Geld, in diesem 

Fall über die DZ Bank, bei der EZB geparkt 

werden. 2018 erhöhte sich der Einlagenbe-

stand um 5,2 Prozent auf 697 Milliarden Euro. 

Dem standen zum Stichtag rund 590 Milliar-

den Euro an Krediten gegenüber, ein Plus von 

5,7 Prozent. Für Martin sind diese Erfolge im 

Kundengeschäft Beleg dafür, dass es den 

 Kreditgenossenschaften gut gelingt, sich von 

einer filialzentrierten zu einer omnikanalen 
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Bankengruppe zu entwickeln, ohne dabei die 

Interessen von Kunden und Mitgliedern aus 

den Augen zu verlieren. Entsprechend selbst-

bewusst kommentierte die BVR-Präsidentin 

denn auch die aktuellen industriepolitischen 

Tendenzen in Deutschland. Richtig verstande-

ne Industriepolitik könne die Innovationskraft 

Europas stärken, so Marija Kolak. Aber es dür-

fe auch nicht übertrieben werden: „Der Staat 

ist nicht der bessere Unternehmer. Es ist auch 

nicht Aufgabe des Staates, nationale oder eu-

ropäische Champions zu schaffen. Champions 

entstehen im Wettbewerb als Folge guter un-

ternehmerischer Entscheidungen.“ Seit der Fi-

nanzkrise im Jahr 2008 ist die Bilanzsumme der 

genossenschaftlichen Finanzgruppe um 267 

Milliarden Euro auf 935 Milliarden Euro ge-

wachsen, das Kreditvolumen stieg um 214 Mil-

liarden Euro, der Einlagenbestand um 236 Mil-

liarden Euro. Im gleichen Zeitraum nahm die 

Anzahl der Institute um über ein Viertel oder 

322 auf noch 875 Banken ab, die der Zweig-

stellen um 3 066 auf 10 520 Niederlassungen. 

Der Blick auf die Ertragslage im abgelaufenen 

Geschäftsjahr zeigt mit Ausnahme des Zinsauf-

wands, dessen Rückgang das Abschmelzen der 

Zinserträge überkompensieren konnte, das 

dieser Tage vertraute Bild: Provisionsüber-

schuss im Plus, Kosten leicht gestiegen sowie 

eine kräftige Aufstockung des Bewertungser-

gebnisses (1,2 Milliarden Euro nach 183 Millio-

nen Euro) bedingt durch Kurskorrekturen auf 

den Wertpapierbestand, sodass unter dem 

Strich vor Steuern ein Ergebnisrückgang um 

knapp 1 Milliarde Euro auf 6,38 Milliarden 

Euro zu Buche schlägt. Durch eine geringere 

Steuerlast, aber vor allem durch spürbar gerin-

gere Zuführungen zum Fonds für allgemeine 

Bankrisiken (2,28 nach 3,1 Milliarden Euro im 

Vorjahr) verbleibt ein verbesserter Jahresüber-

schuss von 2,19 Milliarden Euro. Wie heißt es 

so schön: Ein schlechtes Ergebnis sieht immer 

besser aus, als es ist, ein gutes schlechter.

Regulierung

Gemeinsam nach Brüssel –  
aber vielleicht umsonst

Das von der Aufsicht angekündigte Review der 

Anfang 2018 in Kraft getretenen Wertpapier-

richtlinie MiFID II / MiFIR sowie der Verordnung 

zur Einführung von Basisinformationsblättern 

(PRIPP) ist in vollem Gange. Gleich zu Beginn 

des Jahres hat das Bundes ministerium der 

 Finanzen Finanzinstitute, Marktbetreiber, Emit-

tenten und auch Anleger bis Mitte März zu 

 einer Konsultation aufgefordert, um sich ein 

eigenes Bild über die am Markt mit den  

MiFID II/MiFIR-Vorschriften gemachten Erfah-

rungen zu verschaffen. Auch die Verbraucher-

schützer sind in den Dialog eingebunden. 

Ebenfalls im ersten Quartal 2019 hat sich  

die BaFin in einer Folgeuntersuchung bei 40 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen einen 

Überblick über die MiFID-Umsetzung verschafft 

und dabei insbesondere die für den Verbrau-

cherschutz als besonders relevant erachteten, 

neu eingeführten Verhaltenspflichten wie die 

Telefonaufzeichnung (Taping), die Geeignet-

heitserklärung und die Ex-ante-Kosteninforma-

tion in den Mittelpunkt gestellt. Mitte März 

hat die Aufsichtsbehörde dazu Branchen- und 

Interessenvertreter sowie Mitarbeiter des BMF 

flankierend zu einem breiten Austausch am 

runden Tisch in Frankfurt ge laden. 

Mitte März des laufenden Jahres hat schließ-

lich die Deutsche Kreditwirtschaft die Ergeb-

nisse einer empirischen Untersuchung bei gut 

150 Banken und rund 3 000 Anlegern veröf-

fentlicht, die die vielfachen Einzelfallschilde-

rungen mit konkreten Zahlen unterlegen (sie-

he auch Interview mit Christian Bonnen in die-

sem Heft). Aus Kundensicht fördert die Studie 

eine Überflutung mit Informationen zutage, 

die eher in einer Überforderung und Verunsi-

cherung, denn in einer Festigung der eigenen 

Entscheidung mündet. 

Nicht zuletzt die schon vielfach kritisierte In-

kompatibilität der Informationsblätter und die 

Abneigung gegen eine Aufzeichnung von Be-

ratungsgesprächen am Telefon werden als 

 Bedrohung für eine flächendeckende Wert-

papierberatung breiter Kundenschichten gese-

hen. Einige Banken haben ihre Angebote 

schon zurückgefahren – nicht zuletzt der Ver-

unsicherung der Berater wegen. Ermutigend 

für Institute mit breiter Wertpapierberatung 

ist allerdings eine andere Kernbotschaft der 

Studie. Viele Kunden verlassen sich angesichts 

der Komplexität der neuen Regelungen immer 

stärker auf ihre Anlageberater. 

Wie die Resonanz auf das geballte Anliegen 

aus Deutschland nach der Wahl zum Europa-

parlament in den Sommermonaten dieses Jah-
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res in Brüssel ausfallen wird, ist freilich keines-

wegs ausgemacht. Denn in vielen anderen 

Staaten, so ist auch aus den Teilnehmerkreisen 

der hiesigen Gesprächsrunden zu hören, wird 

das Problem noch gar nicht oder erst allmäh-

lich erkannt.

Dass kürzlich der Chef der EU-Wertpapier-

aufsicht ESMA Steven Maijoor vor dem Inter-

nationalen Club Frankfurter Wirtschaftsjour-

nalisten allzu große Erwartungen an die von 

deutscher Seite geforderte Überarbeitung der 

Regeln gedämpft hat, passt sehr gut in dieses 

Bild. Wie unkte ein Teilnehmer der Gesprächs-

runde bei der BaFin: Es ist durchaus möglich, 

dass die deutsche Seite das MiFID-II-Review in 

Brüssel weit nach oben auf die Agenda der 

neuen EU-Kommission schieben will und die 

dortigen Verantwortlichen zusammen mit ei-

ner Reihe von Mitgliedsländer schlichtweg fra-

gen: Wo ist das Problem?

Sparkassen

„Die 100 steht“

Wenn am 1. August der rechtliche Zusammen-

schluss der Kreissparkasse Köln mit der Stadt-

sparkasse Bad Honnef rückwirkend zum 1. Ja-

nuar dieses Jahres vollzogen wird, sind es 23 

Sparkassen, aus denen die heute drittgrößte 

reine Sparkasse entstanden ist. Das Geschäfts-

feld erstreckt sich neben der Stadt Köln auf 

vier Landkreise, den Rhein-Erft-Kreis, den Rhei-

nisch-Bergischen Kreis, den Oberbergischen 

Kreis und den Rhein-Sieg-Kreis. Und natürlich 

hilft die Aufstellung in der Breite – regional 

wie vom Angebot her – die aktuellen Heraus-

forderungen zu bewältigen, ist der Wettbe-

werb auf dem Land doch vielleicht nicht ganz 

so intensiv wie im Großraum Köln. Zu spüren 

sind die Rahmenbedingungen, in erster Linie 

die niedrigen Zinsen, aber auch im Ergebnis 

der Kreissparkasse Köln mehr und mehr.

Im abgelaufenen Geschäftsjahr, dem 166. der 

Unternehmensgeschichte und dem 13. in der 

Verantwortung des Vorstandschefs Alexander 

Wüerst, wurde zwar wiederum die 100-Millio-

nen-Marke beim Ergebnis geschafft, konkret 

mit 103 Millionen Euro vor Steuern nach 107 

Millionen Euro im Vorjahr. Der Zinsüberschuss 

allerdings brach um satte 30 Millionen Euro 

auf noch 391 Millionen Euro ein, was vom Pro-

visionsüberschuss nicht kompensiert werden 

konnte. Bei stabiler Kostenstruktur ist das Be-

wertungsergebnis ausschlaggebend: Aufgrund 

der seit Jahren gepflegten sehr konservativen 

Politik bei Eigenanlagen, es werden nur kurze 

Bunds gekauft, die durchschnittliche Laufzeit 

des Portfolios liegt unter zwei Jahren, blieben 

die Kölner von den sonst in der Branche zu be-

obachtenden Abschreibungen wegen des Ver-

falls bei langlaufenden Staatsanleihen im vier-

ten Quartal verschont. Entsprechend schlagen 

im Bewertungsergebnis Zuschreibungen in 

Höhe von 31 Millionen Euro, 5 Millionen aus 

Wertpapieren und 26 Millionen aus Krediten-

gagements, positiv zu Buche. 

Doch insgesamt ist auch dieses Ergebnis besser 

als es auf den ersten Blick scheint. Denn es 

wurden in großem Umfang Swap-Positionen 

gekündigt, was das Zinsergebnis der kommen-

den Jahre spürbar entlastet. Unter der Position 

„Neutrales Ergebnis und sonstige Risikovorsor-

ge“ wurde ein Aufwand von 76 Millionen Euro 

verbucht. Und es bleibt immer noch Spielraum, 

die Reserven und das Eigenkapital zu stärken. 

Allein über die vergangenen fünf Jahre haben 

die umsichtigen Kölner mehr als 400 Millionen 

Euro thesauriert.  

„Der Preiswettbewerb ist sehr sehr hart“, so 

Wüerst. Sorgen macht sich der Vorstandschef 

angesichts mancher Geschäftsgebaren. Denn 

kurzfristig, so der Vorstandschef, mag sich eine 

solche Strategie, die sein Haus explizit nicht ver-

folgt, zwar in Form von Marktanteilsgewinnen 

und einem Ausgleich der Zinsrückgänge durch 

höhere Volumina auszahlen, langfristig über-

wiegen aber die Risiken. Gerade in Zeiten einer 

abkühlenden Konjunktur und steigender Risi-

kovorsorgen. Trotzdem hat die Kreissparkasse 

Köln ihre Neuausleihungen um 6,7 Prozent auf 

3,4 Milliarden Euro gesteigert, der Kreditbe-

stand liegt mittlerweile bei rund 20 Milliarden 

Euro, und das bei einer Bilanzsumme von 26 

Milliarden Euro. Erstaunlich sind auch die rund 

1 Milliarde Euro an neuen Geldern von Privat-

kunden, die dem Institut zugeflossen sind. Der 

Einlagenbestand von 14 Milliarden Euro sichert 

zwar eine gute Refinanzierung, belastet aber 

auch. Rund 12 Millionen Euro hat das Parken 

von Liquiditätsüberschüssen die KSK im vergan-

genen Jahr gekostet.  

An alldem wird sich auch im laufenden Jahr 

nicht viel ändern. Trotz allem kann man aber 

sicher sein, dass die „100“ auch im laufenden 

Geschäftsjahr wieder steht. 
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